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Bericht aus Berlin

der antisemitische Terroranschlag von Halle ist ein ab-
scheulicher Angriff auf das jüdische Leben in Deutschland 
und trifft uns alle. Zwei wahllos ausgewählte Menschen 
verloren dabei ihr Leben. Dass es nicht noch zu weit 
höheren Opferzahlen kam, verdanken wir lediglich einer 
massiven Tür, an der der Täter scheiterte. Dies macht in 
erschreckender Weise deutlich, dass auch fast ein Drei-
vierteljahrhundert nach dem Ende des Naziregimes der 
Antisemitismus in Deutschland noch immer nicht über-
wunden ist. Hier muss unser Staat mit aller Kraft und 
voller Härte gegensteuern. Unsere jüdischen Mitbürger 
müssen bestmöglich geschützt werden. Unsere Ermitt-
lungsbehörden müssen gestärkt werden, um Anschlags-
pläne der rechten Szene besser aufdecken zu können. Ein 
wichtiger Baustein ist aber auch Aufklärung, die bereits 
bei jungen Menschen ansetzt. Dazu gehört aber auch, 
dass die entsetzlichen Verbrechen an Jüdinnen und Juden 
während der NS-Zeit niemals in Vergessenheit geraten.

Unsere CDU/CSU-Fraktion hat sich in dieser Woche in 
Leipzig zu einer außerordentlichen Sitzung getroffen, um 
die vielen Menschen zu ehren, die mit ihren friedlichen 
Demonstrationen im Herbst 1989 das Ende der SED-Dik-
tatur eingeläutet haben. In unserem „Leipziger Aufruf“ 
würdigen wir den Mut der vielen Bürgerinnen und Bürger, 
die gemeinsam aufstanden und ohne jede Gewalt den Fall 
der Mauer und letztlich die deutsche Wiedervereinigung 
erreichten. Es kann nicht oft genug betont werden: Die 
Friedliche Revolution des Herbstes 1989 und der Sieg der 
Ostdeutschen über die Diktatur sind ein herausragendes 
Ereignis der gesamtdeutschen Geschichte. Und ja, in 
Zeiten von Verharmlosung, Schönfärberei und Ost-Nost-
algie halten wir unmissverständlich fest. Die DDR war ein 
Unrechtsstaat! Deshalb wird sich die CDU/CSU-Fraktion 
konsequent für eine Entfristung aller Gesetze einsetzen, 
mit denen Unrecht bereinigt und eine Rehabilitierung 
geltend gemacht werden kann.

Eine für den Norden Deutschlands wichtige bundespoli-
tische Weichenstellung wurde mit einem in Kiel unter-
zeichneten Memorandum of Understanding zum Land-
strom für Schiffe getroffen. Zur üblichen Stromerzeugung 

per Schiffsdiesel wird es damit eine umweltfreundliche 
Alternative geben, die die Luftqualität in unseren Hafen-
städten deutlich verbessern wird. Ein Knackpunkt waren 
bisher die erheblich höheren Kosten für Landstrom. Mit 
der neben diversen anderen Punkten nun vorgesehenen 
Reduzierung der EEG-Umlage auf 20% wurde in meinen 
Augen ein zielführender Kompromiss gefunden. Die 
Schiffseigner können jetzt ohne größere Mehrkosten die 
umweltfreundliche Technik einsetzen. Die – wenn auch 
reduzierte – EEG-Umlage ist eine zusätzliche Einnahme, 
die direkt ins EEG-System fl ießt. Damit ist ein gangbarer 
Weg gefunden, der nun schnell in Richtung einer fl ächen-
deckenden Landstrom-Versorgung in unseren Häfen 
beschritten werden muss. 

Ich selbst habe gestern im Bundestag zu einem Antrag 
gesprochen, der jeden informierten, denkenden Men-
schen fassungslos zurücklässt. Die AfD forderte allen 
Ernstes die „Aufgabe aller Klimaschutz- und Energiewen-
deziele“ und ist damit die einzige Partei im Parlament, die 
den menschengemachten Klimawandel leugnet. Was soll 
man dazu sagen? Ich habe der spontanen Versuchung, die 
Stirn aufs Rednerpult zu schlagen, tapfer widerstanden 
und hoffentlich die Würde des hohen Hauses geachtet. 
Meine Rede hierzu könne Sie sich auf meiner Homepage 
ansehen unter: www.mark-helfrich.de

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den ich 
Ihnen und Euch in der Anlage übersende, geht der Frak-
tionsvorsitzende Ralph Brinkhaus, MdB, auf folgende 
Themen ein:

• Antisemitismus mit starkem Staat bekämpfen.

• Leipziger Aufruf zu 30 Jahre Friedliche Revolution.
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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 15. Oktober 2019 
19. WP/ 38 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Antisemitismus mit starkem Staat bekämpfen. 

Voller Abscheu verurteilen wir den schweren Anschlag auf jüdisches Leben in 

Halle am 10. Oktober 2019 und die dahinterstehende rechtsextreme Weltan-

schauung. Wir gedenken der beiden Todesopfer, ihren Familienangehörigen 

gehört unser Mitgefühl. Den Verletzten gelten unsere besten Genesungswün-

sche. Nur eine massive Tür hat verhindert, dass es zu einem Massaker kam. 

Es ist eine bittere Feststellung: Menschen jüdischen Glaubens in Deutschland 

müssen weiterhin besonders vor Übergriffen und Gewalt geschützt werden. 

Uns in der Union lässt das nicht ruhen, wir nehmen es nicht hin. Wir stellen 

klar: Wir gehen mit einem starken Staat gegen Antisemitismus vor, egal von 

wem er ausgeht. Wir wollen und wir werden diesen Ungeist bekämpfen. Wir 

prüfen die nächsten Schritte und begrüßen, dass die Innenminister des Bun-

des und der Länder ihren Kampf gegen den Antisemitismus und gegen die Mi-

lieus, aus denen heraus und in denen er lebt, intensivieren. 

Leipziger Aufruf zu 30 Jahre Friedliche Revolution. 

Wir haben uns am 14. Oktober 2019 in Leipzig zu einer außerordentlichen Sit-

zung der Fraktion getroffen, um die vielen Menschen zu ehren, die mit ihrer 

Freiheitsliebe und ihrem Mut bei den Gebeten in Kirchen und mit ihren 
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Montagsdemonstrationen im Herbst 1989 das Ende der SED-Diktatur in der 

DDR eingeläutet haben. Die friedliche Revolution, die auch und gerade von 

Leipzig ausging, war ohne einen Tropfen Blut erfolgreich. Sie ist eine Gnade 

und ein Glück in der Geschichte unseres Volkes. Sie ist Grund großer Freude 

für uns alle. 

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag sieht sich den mutigen Bür-

gern von 1989 verpflichtet. Wir in der Union standen immer für die Deutsche 

Einheit ein, heute arbeiten wir an der inneren Einheit. Dazu gehört für uns 

eine fortgesetzte und intensive Aufarbeitung des SED-Unrechts und eine Un-

terstützung der Opfer. Zudem sprechen wir uns für einen besseren Zugang zu 

den Archiven des Unrechts aus und wollen Licht ins Dunkel der Zwangsadop-

tionen in der DDR bringen. Dies haben wir in unserem „Leipziger Aufruf“ be-

kräftigt. 

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 und 125b). In 

zweiter und dritter Lesung beschließen wir eine Änderung des Grundgesetzes, 

um dem Bund ausdrücklich die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für 

die Grundsteuer zu übertragen. Um den Ländern die Befugnis zu umfassenden 

abweichenden landesrechtlichen Regelungen zu gewähren, wird den Ländern 

für die Grundsteuer das Recht zu abweichenden Regelungen nach Artikel 72 

Absatz 3 GG durch eine Öffnungsklausel eingeräumt. 

Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (Grund-

steuer-Reformgesetz). Wir beschließen eine Reform des Grundsteuer- und 

Bewertungsrechts nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts in zwei-

ter und dritter Lesung. Die Grundsteuer wird als verlässliche Einnahmequelle 

der Kommunen erhalten, deren Erhebung gleichzeitig weitgehend automati-

siert wird. So führen wir ein zukunftsfähiges, einfach, transparent und nach-

vollziehbar ausgestaltetes Verwaltungsverfahren für die Bürger, Wirtschaft 

und Verwaltung ein. 

Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von 

baureifen Grundstücken für die Bebauung. Wir schaffen für Gemeinden 

die Möglichkeit eines erhöhten, einheitlichen Hebesatzes auf baureife Grund-

stücke in zweiter und dritter Lesung. Sie erhalten damit die Möglichkeit, über 

die Grundsteuer einen finanziellen Anreiz zu schaffen, die baureifen Grund-

stücke einer sachgerechten und sinnvollen Nutzung durch Bebauung zuzu-

führen und so eine rein finanzielle Nutzung der Grundstücke als Spekulati-

onsobjekte verringert werden. 
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Gesetz zur Stärkung des Wohngeldes (Wohngeldstärkungsgesetz). Wir 

beschließen in zweiter und dritter Lesung eine Reform um das Leistungsni-

veau und die Reichweite des Wohngeldes zu stärken. Insbesondere folgende 

Leistungsverbesserungen sind vorgesehen: eine Erhöhung der Wohngeldleis-

tung zum 1. Januar 2020, die Einführung einer neuen Mietenstufe VII sowie 

eine regional gestaffelte Anhebung der Miethöchstbeträge. Des Weiteren wird 

eine Dynamisierung des Wohngeldes eingeführt, wodurch das Wohngeld 

künftig alle zwei Jahre an die Bestandsmieten- und Einkommensentwicklung 

angepasst wird. Dadurch bleibt die Leistungsfähigkeit des Wohngeldes erhal-

ten. Von der Wohngeldreform werden rund 660.000 Haushalte profitieren, 

insbesondere Familien und Rentnerhaushalte. 

Gesetz zur Einführung einer Nachunternehmerhaftung in der Kurier-, 

Express- und Paketbranche zum Schutz der Beschäftigten (Paketboten-

Schutz-Gesetz). Mit dem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung diskutieren, 

sollen die Regelungen für eine Nachunternehmerhaftung oder Generalunter-

nehmerhaftung für Sozialabgaben nach dem Vorbild der bestehenden Haf-

tungsregelungen für die Baubranche und die Fleisch-wirtschaft auch für die 

Kurier-, Express- und Paketbranche eingeführt werden. Hauptunternehmer, 

die sich zur Paketbeförderung eines Subunternehmers bedienen, können da-

mit neben dem Subunternehmer für die Zahlung der Sozialversicherungsbei-

träge für dessen Beschäftigte in Haftung genommen werden. Generalunter-

nehmer sind nach Vorlage einer Unbedenklichkeitsbescheinigung, die von 

der Krankenkasse bzw. der Berufsgenossenschaft für den Nachunterneh-

mer ausgestellt wird, von der Nachunternehmerhaftung befreit. Die Nach-

unternehmerhaftung entfällt außerdem, wenn der Hauptunternehmer 

Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit des Nachunternehmers 

durch eine Präqualifikation nachweist. Dieses Das Gesetz wird bis 2025 be-

fristet. 

Drittes Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirt-

schaft von Bürokratie (Drittes Bürokratieentlastungsgesetz). Wir beraten 

das Bürokratieentlastungsgesetz III in erster Lesung, um damit eine Reihe von 

Maßnahmen zur Entlastung der Wirtschaft, Bürger und Verwaltung. im Um-

fang von rund 1,1 Milliarden Euro pro Jahr auf den Weg zu bringen. Darunter 

sind drei Kernmaßnahmen: Erstens die Einführung einer elektronischen Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigung; zweitens eine Erleichterung für die Archivie-

rung von elektronisch gespeicherten Steuerunterlagen sowie drittens die Ein-

führung einer Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsge-

werbe. Mit letzterem kann insbesondere für Bürger das Ausfüllen eines Hotel-

meldescheins bei Ankunft wegfallen. 
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Gesetzes zur Änderung des Neunten und des Zwölften Buches Sozialge-

setzbuch und anderer Rechtsvorschriften. Wir beseitigen Fehler und Un-

klarheiten des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) in zweiter und dritter Lesung. 

Betroffen sind insbesondere Regelungen im Eingliederungshilferecht (SGB IX) 

sowie in der Sozialhilfe (SGB XII), die durch das BTHG eingeführt oder geän-

dert worden sind und am 1. Januar 2020 in Kraft treten. Darüber hinaus sollen 

Empfehlungen einer Arbeitsgruppe des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales umgesetzt werden. 

Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches – Versuchsstrafbarkeit des 

Cybergroomings. Wir beraten in erster Lesung über eine Änderung des Straf-

gesetzbuches, mit der die Versuchsstrafbarkeit des sogenannten Cy-

bergroomings eingeführt wird. Das Cybergrooming ist die gezielte Ansprache 

von Kindern im Internet mit dem Ziel, sexuelle Kontakte anzubahnen. Es ist 

bereits strafbar, der Straftatbestand greift bisher jedoch dann nicht, wenn der 

Täter lediglich glaubt, auf ein Kind einzuwirken, er aber mit einem Erwachse-

nen kommuniziert, zum Beispiel mit einem Elternteil oder einem Polizeibe-

amten. Nun wird bereits der Versuch unter Strafe gestellt, um diese Fälle er-

fassen zu können. 

Drittes Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer Vorschrif-

ten (Drittes Waffenrechtsänderungsgesetz). Mit dem Gesetzentwurf, den 

wir in erster Lesung beraten, sollen die Änderungen der EU-Feuerwaffenricht-

linie aus dem Jahr 2017 umgesetzt werden. Diese Änderungen sollen vor allem 

drei Ziele erreichen: Die Erschwerung des illegalen Zugangs zu scharfen 

Schusswaffen, die Rückverfolgbarkeit sämtlicher Schusswaffen und ihrer we-

sentlichen Teile über ihren gesamten Lebenszyklus hinweg sowie die Er-

schwerung einer Nutzung von legalen Schusswaffen zur Begehung terroristi-

scher Anschläge. Dazu werden mit dem Gesetzentwurf neue Erlaubnis-, An-

zeige-, Registrierungs- und Kennzeichnungspflichten eingeführt. Unser Anlie-

gen ist dabei, einen echten Gewinn an Sicherheit mit den berechtigten Belan-

gen der vielen unbescholtenen Jäger, Schützen und Sammler in Deutschland 

in einen angemessenen Ausgleich zu bringen. 

Gesetzes über Vorrechte, Immunitäten, Befreiungen und Erleichterun-

gen in der Bundesrepublik Deutschland als Gaststaat internationaler 

Einrichtungen (Gaststaatgesetz). In zweiter und dritter Lesung schaffen wir 

einen einheitlichen Rechtsrahmen für die Ansiedlung internationaler Einrich-

tungen in Deutschland. Dabei wollen wir vor den Erfahrungen der letzten 

Jahre rechtliche Rahmenbedingungen verbessern, um bei Ansiedlungsent-

scheidungen Transparenz und Vorhersehbarkeit mit Blick auf Status, Vor-

rechte, Immunitäten, Befreiungen und Erleichterungen herzustellen. 
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Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes (Studien- und 

Prüfungszeit im Studiengang „Rechtswissenschaft mit Abschluss erste 

Prüfung“). Mit dem Gesetzentwurf, den wir in zweiter und dritter Lesung be-

raten, wird die Studien- und Prüfungszeit für den Studiengang „Rechtswissen-

schaft mit Abschluss erste Prüfung“ auf fünf Jahre erhöht. Der Studiengang 

wird somit, was Studien- und Prüfungszeit anbelangt, Masterstudiengängen 

gleichgestellt. 

Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugend-

strafverfahren. Wir beraten in erster Lesung ein Gesetz, mit dem die EU-

Richtlinie aus dem Jahr 2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für 

Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, 

umgesetzt werden soll. Das deutsche Jugendstrafverfahrensrecht entspricht 

bereits vielfach den Vorgaben der Richtlinie. Einige komplexere Änderungen 

sind jedoch erforderlich so etwa mit Blick auf das Recht auf Unterstützung 

durch einen Rechtsbeistand. 

Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung. Um 

eine EU-Richtlinie aus dem Jahr 2016 über Prozesskostenhilfe im deutschen 

Recht umzusetzen, diskutieren wir die notwendigen gesetzlichen Verände-

rungen in erster Lesung. 

Zweites Gesetz zur Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgeset-

zes. Mit der Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgesetz, das wir in 

erster Lesung beraten, soll für das Antragsjahr 2020 die Umschichtung von der 

ersten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (EU-Direktzahlungen) in die 

zweite Säule (ELER) von 4,5 Prozent auf 6 Prozent erhöht werden. Dies ent-

spricht einer Umverteilung von rund 75 Millionen Euro von der ersten in die 

zweite Säule. 

Gesetz zur Regelung der Wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde 

in Zivilsachen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerichten sowie 

zur Änderung weiterer zivilprozessrechtlicher Vorschriften. Wesentli-

ches Ziel dieses Gesetzentwurfs, den wir in erster Lesung beraten, ist die dau-

erhafte Festschreibung einer Wertgrenze für Nichtzulassungsbeschwerden in 

Zivilsachen in Höhe von 20.000 Euro. Darüber hinaus enthält der Gesetzent-

wurf weitere Vorschriften zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerichten 

und zur Effektivierung des Zivilprozesses. 

Gesetz zur Reform des Sozialen Entschädigungsrechts. Um Betroffenen 

von Terroranschlägen, sexueller oder psychischer Gewalt, Angehörigen, Nahe-

stehenden, Hinterbliebenen schnell zu helfen und eine schnelle Eingliede-

rung in die Gesellschaft zu ermöglichen, wollen wir das soziale 
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Entschädigungsgesetz reformieren, das wir in erster Lesung beraten. Dabei 

fließen die Ergebnisse eines Austausches mit den Opferverbänden ein. 

Orte der Freiheit und Demokratie: 100 Jahre Weimarer Reichsverfassung – 

Demokratischer Aufbruch und Scheitern der ersten deutschen parlamenta-

rischen Republik. Wir würdigen die Weimarer Reichsverfassung als Geburts-

stunde der parlamentarischen Demokratie in Deutschland vor 100 Jahren. Die 

Verfassung enthielt einen beachtenswerten Grundrechtskatalog, mit ihr 

wurde Deutschland erstmals als Demokratie, Republik und als sozialer Rechts-

staat organsiert. Auch wurde etwa das Verhältnis zwischen Staat und Kirche 

klug und ausbalanciert geregelt; in weiten Teilen gelten diese Vorschriften 

über Art. 140 GG bis heute wie etwa der besondere Sonntagsschutz. Der Antrag 

benennt unsere Überzeugung, dass neben der Aufarbeitung des Nationalsozia-

lismus und der SED-Diktatur auch die Freiheits- und Demokratiegeschichte ei-

nen angemessenen Platz in der Erinnerungskultur erhalten soll. Anknüpfend 

an eine Tradition aus der Weimarer Zeit soll jedem Schulabgänger ein 

Exemplar unserer Verfassung, des Grundgesetzes, überreicht werden.  

 

Gesetz zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwä-

scherichtlinie. Wir wollen die geänderte EU-Vorschriften im Bereich der Prä-

vention von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung fristgerecht bis Januar 

2020 umsetzen und diskutieren die Regelungen in erster Lesung. Mit ihnen 

wird unter anderem der Kreis der geldwäscherechtlich Verpflichteten erwei-

tert. Im Finanzsektor wird das Kryptoverwahrgeschäft als neue erlaubnis-

pflichtige Finanzdienstleistung eingeführt. Ebenfalls wird das im Jahr 2017 

geschaffene Transparenzregister für die gesamte Öffentlichkeit zugänglich ge-

macht und bei Immobilientransaktionen ausgebaut. Zudem werden mit dem 

Gesetz die Befugnisse der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen 

(FIU) gestärkt. 

Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprävention 

(Masernschutzgesetz). Wir beraten ein Masernschutzgesetz in erster Lesung, 

mit dem wir die Impfquoten erhöhen wollen. Personen oder deren Erzie-

hungsberechtigte, die in bestimmten Einrichtungen (Kita, Schule, Kranken-

häuser) betreut werden oder arbeiten, sollen verpflichtet werden, einen aus-

reichenden Impfschutz oder eine Immunität nachzuweisen. Darüber hinaus 

sollen zukünftig Ärzte sämtlicher Facharztgruppen Schutzimpfungen durch-

führen können. 
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III. Daten und Fakten 

Osten Deutschlands beliebt bei Studenten aus dem Westen.  

Im Studienjahr 2017 zogen erstmals insgesamt rund 2400 Studienanfänger 

mehr von westdeutschen in ostdeutsche Länder als umgekehrt. Die gesunke-

nen Abwanderungszahlen junger Studenten aus den östlichen Ländern beein-

flussen auch die allgemeine Ost-West-Wanderung und trugen zu einem Rück-

gang des gesamten Abwanderungsverlusts der ostdeutschen Länder bei. Drei 

Jahrzehnte nach dem Fall der Mauer ist der Wanderungssaldo damit nahezu 

ausgeglichen. (Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Baupreise für Wohngebäude steigen um 4,1%.  

Die Preise für den Neubau konventionell gefertigter Wohngebäude in 

Deutschland steigen weiter stark: Im August 2019 lagen sie um 4,1 % höher als 

im Vorjahresmonat. Sowohl die Kosten für Rohbauarbeiten, Ausbauarbeiten 

als auch Instandhaltungsarbeiten an Wohngebäuden stiegen innerhalb des 

letzten Jahres um mehr als 4 %. Im Straßenbau erhöhten sich die Preise sogar 

um 5,5 %. Fachkräfte in der Baubranche sind gefragter denn je, jedoch mangelt 

es gleichzeitig an ausreichend Personal. (Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Wieder mehr als 70% der Erwerbstätigen in Normalarbeitsverhältnissen. 

70,3 % der Kernerwerbstätigen in Deutschland waren 2018 in einem Normalar-

beitsverhältnis angestellt, also sozialversicherungspflichtig, unbefristet mit 

mindestens 21 Wochenstunden und nicht in Zeitarbeit tätig. Der Anteil der 

Beschäftigten in einem solchen Normalarbeitsverhältnis liegt damit erstmals 

seit 2002 wieder über der Marke von 70 %. In den Jahren zuvor war der Anteil 

rückläufig mit einem Tiefstand von 65,4 % im Jahr 2007.  

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 


